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1 8 1 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1967
über die Haftung der Organe der Gebiets-
körperschaften und der sonstigen Körper-
schaften und Anstalten des öffentlichen
Rechts für Schäden, die sie dem Rechtsträger
in Vollziehung der Gesetze unmittelbar zu-

gefügt haben (Organhaftpflichtgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

Haftpflicht

§ 1. (1) Personen, die als Organe des Bundes,
eines Landes, eines Bezirkes, eines Gemeinde-
verbandes, einer Gemeinde, eines Trägers der
Sozialversicherung oder einer sonstigen Körper-
schaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts —
im folgenden Rechtsträger genannt — handeln,
haften, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes
bestimmt, nach den Bestimmungen des bürger-
lichen Rechts für den Schaden am Vermögen,
den sie dem Rechtsträger, als dessen Organ sie
gehandelt haben, in Vollziehung der Gesetze
durch ein schuldhaftes und rechtswidriges Ver-
halten unmittelbar zugefügt haben (Artikel 23
Abs. 3 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929). Der Schaden ist nur in Geld
zu ersetzen.

(2) Organe im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
alle physischen Personen, wenn sie in Vollzie-
hung der Gesetze (Gerichtsbarkeit oder Hoheits-
verwaltung) handeln, gleichviel, ob sie dauernd
oder vorübergehend oder für den einzelnen

Fall bestellt sind, ob sie gewählte, ernannte oder
sonstwie bestellte Organe sind und ob ihr Ver-
hältnis zum Rechtsträger nach öffentlichem oder
nach privatem Recht zu beurteilen ist.

§ 2. (1) Ein Ersatzanspruch (§ 1 Abs. 1) be-
steht nicht, wenn der Rechtsträger den Schaden
durch Rechtsmittel oder durch eine Beschwerde
an den Verfassungsgerichtshof oder an den Ver-
waltungsgerichtshof oder durch sonst eine ge-
setzlich begründete Maßnahme hätte abwenden
können.

(2) Von einem Organ kann kein Ersatz wegen
einer Handlung begehrt werden, die auf einer
entschuldbaren Fehlleistung beruht oder auf
Weisung (Auftrag, Befehl) eines Vorgesetzten
erfolgt ist, es sei denn, das Organ hätte die
Weisung eines offenbar unzuständigen Vorge-
setzten befolgt oder in Befolgung der Weisung
gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen.

(3) Aus einem Erkenntnis des Verfassungsge-
richtshofes, des Obersten Gerichtshofes oder des
Verwaltungsgerichtshofes kann ein Ersatzan-
spruch nicht abgeleitet werden.

§ 3. (1) Beruht die Schädigung, derentwegen
das Organ zur Ersatzleistung herangezogen wird,
auf einem minderen Grad des Versehens, so
kann das Gericht aus Gründen der Billigkeit
den Ersatz mäßigen oder mit Rücksicht auf die
besonderen Umstände ganz erlassen.

(2) Auf die Ausübung der dem Gericht nach
Abs. 1 eingeräumten Befugnis sind die Bestim-
mungen des § 2 Abs. 1 des Dienstnehmerhaft-
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pflichtgesetzes, BGBl. Nr. 80/1965, sinngemäß
anzuwenden.

§ 4. Gründet sich der Ersatzanspruch auf eine
von einem Kollegialorgan beschlossene Entschei-
dung oder Verfügung, so haften nur die Stimm-
führer, die für diese Entscheidung oder Ver-
fügung gestimmt, haben. Beruht jedoch die Ent-
scheidung oder Verfügung auf einer unvoll-
ständigen oder unrichtigen Darstellung des Sach-
verhaltes durch den Berichterstatter, so haften
auch die Stimmführer, die dafür gestimmt haben,
nicht, es sei denn, sie hätten die pflichtgemäße
Sorgfalt grob fahrlässig außer acht gelassen.

§ 5. Ersatzansprüche nach § 1 Abs. 1 ver-
jähren in drei Jahren nach Ablauf des Tages, an
dem der Schaden dem Rechtsträger bekanntge-
worden ist, keinesfalls aber vor einem Jahr nach
Eintritt der Rechtskraft einer rechtsverletzenden
Entscheidung oder Verfügung. Ist dem Rechts-
träger der Schaden nicht bekanntgeworden oder
ist der Schaden aus einem Verbrechen entstan-
den, so verjährt der Ersatzanspruch erst nach
zehn Jahren nach der Entstehung des Schadens.

§ 6. (1) Die Aufrechnung von Ansprüchen des
Rechtsträgers nach diesem Bundesgesetz gegen
Ansprüche auf Geldleistungen, die dem Haft-
pflichtigen aus seiner Eigenschaft als Organ des
Rechtsträgers diesem gegenüber zustehen, ist nur
zulässig, wenn innerhalb von zwei Wochen ab
Zustellung einer schriftlichen Aufrechnungser-
klärung dieser vom Organ nicht widersprochen
wird. Die Aufrechnungserklärung hat eine Be-
lehrung über das Widerspruchsrecht zu enthal-
ten.

(2) Abs. 1 gilt nicht für die Aufrechnung auf
Grund einer rechtskräftigen gerichtlichen Ent-
scheidung.

II. ABSCHNITT

Verfahren

§ .7. Der Rechtsträger hat das Organ, gegen
das er den Ersatzanspruch geltend machen will,
zunächst zur Anerkennung des Anspruches
schriftlich aufzufordern. Steht das Organ zum
Rechtsträger in einem Verrechnungsverhältnis,
so kann mit dieser Aufforderung eine Aufrech-
nungserklärung gemäß § 6 Abs. 1 verbunden
werden. Kommt dem Rechtsträger binnen drei
Monaten nach Zustellung der Aufforderung zur
Anerkennung des Ersatzanspruches an das Organ
eine Erklärung über sein Begehren nicht zu,
wird der Ersatz innerhalb dieser Frist ganz oder
zum Teil verweigert oder wird der Aufrech-
nungserklärung fristgerecht (§ 6 Abs. 1) wider-
sprochen, so kann der Rechtsträger den Ersatz-
anspruch durch Klage gegen das Organ geltend
machen. Enthält die fristgerecht abgegebene Er-

klärung des haftpflichtigen Organs lediglich den
Widerspruch gegen die Aufrechnungserklärung,
so kann der Ersatzanspruch frühestens nach Ab-
lauf von drei Monaten ab Zustellung der Auf-
forderung zur Anerkennung gerichtlich geltend
gemacht werden.

§ 8. (1) Zur Entscheidung über Rechtsstreitig-
keiten, die Ersatzansprüche im Sinne des § 1
Abs. 1 betreffen, ist in erster Instanz das mit
der Ausübung der Gerichtsbarkeit in bürger-
lichen Rechtssachen betraute Landesgericht, in
dessen Sprengel die Rechtsverletzung begangen
wurde, ausschließlich zuständig. Ist die örtliche
Zuständigkeit im Inland danach nicht begründet,
so ist das Landesgericht für Zivilrechtssachen
Wien zuständig.

(2) Für den Anwendungsbereich dieses Bun-
desgesetzes erstreckt sich der Sprengel des Lan-
desgerichtes auf das Bundesland, in dem sich das
Landesgericht befindet. Wurde die Rechtsver-
letzung in Wien oder in Niederösterreich be-
gangen, so ist das Landesgericht für Zivilrechts-
sachen Wien zuständig.

(3) Die Gerichtsbarkeit wird ohne Rücksicht
auf den Wert des Streitgegenstandes durch
Senate ausgeübt.

(4) Wird der Ersatzanspruch aus einer Ver-
fügung des Präsidenten eines Landesgerichtes
oder eines Oberlandesgerichtes oder aus einem
kollegialen Beschluß eines dieser Gerichtshöfe ab-
geleitet, die nach den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes unmittelbar oder im Instanzenzuge
zuständig wären, so ist vom übergeordneten
Gericht unter Bedachtnahme auf die Grundsätze
der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und
Kostenersparnis ein anderes Gericht gleicher
Gattung zur Verhandlung und Entscheidung der
Rechtssache zu bestimmen.

§ 9. (1) Ist die Entscheidung des Rechtsstreites
von der Frage der Rechtswidrigkeit des Beschei-
des einer Verwaltungsbehörde abhängig, über
die noch kein Erkenntnis des Verfassungsge-
richtshofes oder des Verwaltungsgerichtshofes
vorliegt, und hält das Gericht den Bescheid für
rechtswidrig, so hat es, sofern die Klage nicht
gemäß § 2 abzuweisen ist, das Verfahren zu
unterbrechen und beim Verwaltungsgerichtshof
mit Beschwerde (Antrag) nach Artikel 131
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 die Feststellung der Rechts-
widrigkeit des Bescheides zu begehren. Nach
Einlangen des Erkenntnisses des Verwaltungs-
gerichtshofes hat das Gericht das Verfahren fort-
zusetzen und den Rechtsstreit unter Bindung an
die Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichts-
hofes zu entscheiden.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten nicht,
wenn der Bescheid in einer Angelegenheit er-
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lassen wurde, die nach Artikel 133 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
von der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts-
hofes ausgeschlossen ist.

(3) Die im Artikel 89 Abs. 2 bis 4 des Bundes-
Verfassungsgesetzes festgelegten Verpflichtun-
gen der Gerichte bleiben unberührt.

§ 10. (1) Wenn das Ergebnis eines eingeleite-
ten Disziplinarverfahrens für die Entscheidung
des Rechtsstreites voraussichtlich von Einfluß ist,
kann das Gericht, soweit dies im Interesse der
Verminderung des Verfahrensaufwandes gelegen
ist, selbst vor der für die mündliche Verhand-
lung bestimmten Tagsatzung auf Antrag oder
von Amts wegen das Verfahren bis zur Beendi-
gung des Disziplinarverfahrens unterbrechen.

(2) Liegt dem Ersatzanspruch eine Rechtsver-
letzung zugrunde, die bereits Gegenstand einer
Anklage gemäß den Artikeln 142 und 143 des
Bundes-Verfassungsgesetzes ist, so hat das Ge-
richt das Verfahren bis zur Fällung des Erkennt-
nisses des Verfassungsgerichtshofes zu unter-
brechen. Das Gericht ist an das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes ebenso wie an ein son-
stiges rechtskräftiges verurteilendes Erkenntnis
eines Strafgerichtes über das Verschulden eines
Organs gebunden (§ 268 der ZPO.).

§ 11. (1) Im Verfahren nach diesem Bundes-
gesetz sind weder das Organ noch die als Zeugen
oder Sachverständige zu vernehmenden Personen
zur Wahrung des Amtsgeheimnisses verpflichtet.

(2) Die Öffentlichkeit der Verhandlung ist auf
Antrag einer Partei auch dann auszuschließen
(§ 172 ZPO.), wenn Tatsachen erörtert oder be-
wiesen werden müssen, die sonst durch das
Amtsgeheimnis gedeckt wären.

(3) Das Gericht hat überdies den anwesenden
Personen auf Antrag einer Partei die Geheim-
haltung von Tatsachen, die sonst durch das
Amtsgeheimnis gedeckt wären, zur Pflicht zu
machen. Dieser Beschluß ist im Verhandlungs-
protokoll zu beurkunden. Die Verletzung der
Pflicht zur Geheimhaltung ist ebenso zu be-
strafen wie eine gesetzwidrige Verlautbarung
(§ 309 des Strafgesetzes).

§ 12. Die Bestimmungen dieses Abschnittes
finden auch Anwendung, wenn der Ersatzan-
spruch des Rechtsträgers gegen den Nachlaß oder
die Erben eines Organs geltend gemacht wird.

III. ABSCHNITT
Schluß- und Übergangsbestimmungen

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit
1. Jänner 1968 in Kraft.

(2) Mit dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt
treten, soweit sich aus § 14 nicht anderes ergibt,
die mit den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
im Widerspruch stehenden Rechtsvorschriften

außer Kraft. Insbesondere verlieren damit die
folgenden Rechtsvorschriften, soweit sie noch in
Geltung stehen, ihre Wirksamkeit:

das Patent vom 16. Jänner 1786, JGS. Nr. 516,
das Hofdekret vom 6. März 1789, JGS. Nr. 984,
das Hofkammerdekret vom 1. Dezember 1834,

JGS. Nr. 2675,
die §§ 90 bis 98 der Dienstordnung für die der

III. Sektion des Handelsministeriums unter-
geordneten Beamten vom 16. Dezember 1852,
Zl. 2649, VdgBl. Nr. 100,

§ 156 des Gesetzes über das gerichtliche Verfah-
ren in Rechtsangelegenheiten außer Streit-
sachen, RGBl. Nr. 208/1854,

Artikel XXXVIII des Gesetzes vom 1. August
1895, RGBl. Nr. 112, betreffend die Einfüh-
rung des Gesetzes über das gerichtliche Ver-
fahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten
(Zivilprozeßordnung),

§ 89 Abs. 2 der Dienstpragmatik, RGBl.
Nr. 15/1914,

§ 97 Abs. 2 der Lehrerdienstpragmatik, RGBl.
Nr. 319/1917, und

§ 2 Abs. 2 der Vollzugsanweisung vom 2. März
1919, StGBl. Nr. 161.

(3) Die Bestimmung des § 23 Abs. 5 des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947,
bleibt durch dieses Bundesgesetz unberührt.

§ 14. Dieses Bundesgesetz ist nur auf Rechts-
verletzungen anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1967 begangen wurden. Für Ersatzan-
sprüche aus Rechtsverletzungen, die vorher be-
gangen wurden, gelten die bisherigen Rechtsvor-
schriften.

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Weiß Prader Tončić Kotzina

1 8 2 . Bundesgesetz vom 19. Mai 1967
über den Verzicht auf Ersatzforderungen

des Bundes gegenüber Bundesorganen

Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. (1) Gegenüber einem Organ des Bundes,

aus dessen Handeln als Organ dem Bund ein
Ersatzanspruch zusteht, kann auf diesen inso-
weit ganz oder teilweise verzichtet werden, als

a) alle Möglichkeiten der Hereinbringung er-
folglos versucht worden oder Einbrin-
gungsmaßnahmen offenkundig aussichtslos
sind, oder
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b) die Hereinbringung der Forderung nach
der Lage des Falles, insbesondere unter Be-
rücksichtigung der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse und des Grades des Verschuldens
des Ersatzpflichtigen, unbillig wäre, oder

c) die Hereinbringung mit Kosten verbunden
wäre, die in keinem Verhältnis zur Höhe
der Forderung stehen.

(2) Organe im Sinne des Abs. 1 sind alle für
den Bund handelnden Personen, gleichviel, ob
sie gewählte, ernannte oder sonstwie bestellte
Organe sind und ob ihr Verhältnis zum Bund
nach öffentlichem oder nach privatem Recht zu
beurteilen ist.

§ 2. (1) Die Erklärung über einen Anspruchs-
verzicht nach § 1 Abs. 1 obliegt dem dem Ge-
genstande nach sachlich in Betracht kommenden
Bundesministerium. Übersteigt die Forderung
beziehungsweise Teilforderung, auf die verzichtet
werden soll, den Betrag von 20.000 S (zwanzig-
tausend), so bedarf die Verzichtserklärung des
vorherigen Einvernehmens mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen.

(2) Übersteigt die Forderung beziehungsweise
Teilforderung, auf die verzichtet werden soll,
den Betrag von 1,000.000 S (eine Million), so
bedarf der Anspruchsverzicht eines besonderen
Bundesgesetzes im Sinne des Artikels 42 Abs. 5
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929.

(3) Über Verzichte auf Forderungen bezie-
hungsweise Teilforderungen, die im Einzelfalle
den Betrag von 300.000 S übersteigen, hat der
Bundesminister für Finanzen dem Nationalrat
halbjährlich zu berichten.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit sich aus § 2 Abs. 1 nichts anderes
ergibt, das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Jonas
Klaus Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz Schleinzer
Bock Weiß Prader Tončić Kotzina

1 8 3 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 30. Mai 1967, betreffend den Bei-
tritt Japans zum Übereinkommen vom
14. Dezember 1960 über die Organisation
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und

Entwicklung (OECD)
Nach Mitteilung der Regierung der Französi-

schen Republik hat Japan seine Beitrittsurkunde
zum Übereinkommen über die Organisation für
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) (BGBl. Nr. 248/1961, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 154/1962) am 28. April 1964 hinterlegt.

Das vorliegende Übereinkommen ist gemäß
seinem Art. 16 für Japan am gleichen Tag in
Kraft getreten.

Klaus

184. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 30. Mai 1967 über die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Internatio-
nalen Abkommens, betreffend die Bekämp-
fung der Verbreitung unzüchtiger Veröffent-
lichungen vom 4. Mai 1910, in der Fassung
des Abänderungsprotokolls vom 4. Mai 1949

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind Madagaskar, Malawi
und Tanganjika dem Internationalen Abkom-
men, betreffend die Bekämpfung der Verbrei-
tung unzüchtiger Veröffentlichungen vom 4. Mai
1910, RGBl. Nr. 116/1912, in der Fassung des
Abänderungsprotokolls vom 4. Mai 1949, BGBl.
Nr. 191/1950 (letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 65/1960), bei-
getreten.

Ferner haben Cypern, Jamaika, Kongo (Leo-
poldville), Malta, Nigeria, Sierra Leone sowie
Trinidad und Tobago erklärt, sich an dieses
Abkommen in der vorerwähnten Fassung gebun-
den zu erachten, dessen Geltung bereits vor Er-
langung der Unabhängigkeit auf das Gebiet
dieser Staaten ausgedehnt worden war.

Klaus

185. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 2. Juni 1967, betreffend die Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des Inter-
nationalen Übereinkommens zur Bekämp-
fung der Verbreitung und des Vertriebes
von unzüchtigen Veröffentlichungen vom
12. September 1923 in der Fassung des Ab-
änderungsprotokolls vom 12. November 1947

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind Madagaskar, Malawi
und Tanganjika dem Internationalen Überein-
kommen zur Bekämpfung der Verbreitung und
des Vertriebes von unzüchtigen Veröffentlichun-
gen vom 12. September 1923, BGBl. Nr. 158/
1925, in der Fassung des Abänderungsprotokolls
vom 12. November 1947, BGBl. Nr. 192/1950
(letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 123/1960), beigetreten.

Ferner haben Cypern, Jamaika, Kongo (Leo-
poldville), Malta, Nigeria, Sierra Leone sowie
Trinidad und Tobago erklärt, sich an dieses
Übereinkommen in der vorerwähnten Fassung
gebunden zu erachten, dessen Geltung bereits
vor Erlangung der Unabhängigkeit auf das Ge-
biet dieser Staaten ausgedehnt worden war.

Klaus
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186.

Nachdem die Dritte Niederschrift (Procés-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration
über den provisorischen Beitritt Argentiniens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
(GATT), welche also lautet:

(Übersetzung)

DRITTE NIEDERSCHRIFT (PROCES-
VERBAL) BETREFFEND DIE VERLÄN-
GERUNG DER DEKLARATION ÜBER
DEN PROVISORISCHEN BEITRITT
ARGENTINIENS ZUM ALLGEMEINEN
ZOLL- UND HANDELSABKOMMEN

(GATT)

Die Vertragsparteien der Deklaration vom
18. November 1960 über den provisorischen Bei-
tritt Argentiniens zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (im folgenden als „die Dekla-
ration" beziehungsweise als „das Allgemeine Ab-
kommen" bezeichnet) sind

IN ANWENDUNG des Absatzes 4 der Dekla-
ration

ÜBEREINGEKOMMEN wie folgt:

1. Die Geltungsdauer der Deklaration wird
durch Ersetzung des Datums im Absatz 4 durch
das Datum des 31. Dezember 1967 um ein
weiteres Jahr verlängert.

2. Diese Niederschrift wird beim Generaldirek-
tor der VERTRAGSPARTEIEN des Allgemeinen
Abkommens hinterlegt. Sie steht zur Annahme,
durch Unterzeichnung oder in anderer Weise, für
Argentinien und die teilnehmenden Regierungen
offen. Sie tritt zwischen der Regierung Argen-
tiniens und einer teilnehmenden Regierung in
Kraft, sobald sie von der Regierung Argentiniens
und von dieser Regierung angenommen worden
ist.

3. Der Generaldirektor übermittelt eine be-
glaubigte Abschrift dieser Niederschrift und eine
Mitteilung über jede Annahmeerklärung an die
Regierung Argentiniens, an jede Vertragspartei
des Allgemeinen Abkommens und an jede Re-
gierung, die dem Allgemeinen Abkommen provi-
sorisch beigetreten ist.

GESCHEHEN zu Genf, am siebzehnten No-
vember neunzehnhundertsechsundsechzig, in einer
einzigen Ausfertigung in englischer und franzö-
sischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Niederschrift für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
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und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 12. April 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toncic

Die vorliegende Niederschrift ist für Österreich gemäß ihrer Ziffer 2 am 29. Mai 1967 in Kraft
getreten.

Klaus


